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Frau
Prasidentin des Nationalrates

Zur Zahl 6327/J-NR/2015

Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Nikolaus Alm, Kollegin und Kollegen haben an mich
eine schriftliche Anfrage betreffend ,Notifizierung Uber das geplante Leistungsschutzrecht"

gerichtet.
Ich beantworte diese Anfrage aufgrund der mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu1:

Das Bundesministerium fur Justiz hat im Ministerialentwurf fir eine Urheberrechts-Novelle
2015 auch ein Leistungsschutzrecht fur Zeitungshersteller zur Diskussion gestellt, das im
Begutachtungsverfahren ganz Uberwiegend abgelehnt wurde. Die im
Begutachtungsverfahren vorgebrachten Argumente und die mégliche weitere Vorgangsweise

werden noch im Detail gepriift.

Uberdies hat die Europaische Kommission in ihrer Strategie fiir den digitalen Binnenmarkt
einen Legislativvorschlag fur eine Reform des europaischen Urheberrechts flir Dezember
2015 angekindigt. Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich die Europaische Kommission darin

auch dieses Themas annehmen wird.

Zu 2 und 3:

Die im Begutachtungsverfahren vorgebrachten Argumente und die mdgliche weitere
Vorgangsweise werden, wie bereits oben festgehalten, noch im Detail geprift. Sollte ein
Leistungsschutzrecht im Gesetz verankert werden, so musste die in Aussicht genommene
Regelung nach Art. 8 der Richtlinie 98/34/EG der Kommission notifiziert werden. Vor Ablauf
von drei Monaten konnte dann die Regelung nicht beschlossen werden; wenn die
Kommission oder ein anderer Mitgliedstaat innerhalb dieser Frist in einer ausfihrlichen
Stellungnahme  Bedenken wegen Beeintrachtigung der Dienstleistungs- oder
Niederlassungsfreiheit anmelden sollte, kénnte die Regelung vor Ablauf von vier Monaten
nicht beschlossen werden (Art. 9 der Richtlinie 98/34/EG).
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Zu 4:
Rundfunkunternehmer (dieser Begriff schlief3t auch ,Fernsehsender” ein) verfigen bereits

Uber ein Leistungsschutzrecht fur ihre Erzeugnisse (§ 76a UrhG).

Zu 5:
Im Bereich der Europaischen Union haben, wie in der Anfrage bereits angefihrt wird,

Deutschland und Spanien dhnliche Regelungen eingefihrt.

Wien, 21. Oktober 2015

Dr. Wolfgang Brandstetter

Datum/Zeit 2015-10-21T12:37:26+02:00

Dieses Dokument wurde elektronisch signiert.
Hinweis Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat
J U§T|Z die Beweiskraft einer offentlichen Urkunde.

Informationen zur Prifung der elektronischen Signatur und
Prufinformation des Ausdrucks finden Sie unter:
SIGNATUR http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur

Unterzeichner Par | anent sdi r ekt i on

S i .
/8 @ %\ | Datum/Zeit-UTC | 2015-10-21T12: 41: 00+02: 00

Parlamentsdirektion

SIGNATUR \ Prifinformation I nformati onen zur Prifung der el ektronischen Signatur und des
' // Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parlament.gv. at/signatur
A\ /4
Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektroni sch signiert.

2von 2

www.parlament.gv.at



		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2015-10-21T12:41:00+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




